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Antrag 
des Landes Schleswig-Holstein 

 

Entschließung des Bundesrates 
„Planungsrechtliche Sonderregelungen zur Schaffung von 
Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende - vorzeitige 
Verlängerung der Geltungsdauern sowie Ausdehnung der 
Befristungsvorgaben in § 246 Absatz 8 bis 13 und 14 bis 17 
Baugesetzbuch“ 

Schleswig-Holstein                Kiel, 10. Oktober 2023 
Der Ministerpräsident 

An den 
Präsidenten des Bundesrates 
Herrn Ersten Bürgermeister 
Dr. Peter Tschentscher 

 

Sehr geehrter Herr Präsident, 

die Landesregierung Schleswig-Holstein hat beschlossen, dem Bundesrat den als 

Anlage beigefügten Entschließungsantrag 

 Entschließung des Bundesrates „Planungsrechtliche Sonderregelungen  
zur Schaffung von Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende – vorzei-
tige Verlängerung der Geltungsdauern sowie Ausdehnung der Befristungsvor-
gaben in § 246 Absatz 8 bis 13 und 14 bis 17 Baugesetzbuch“ 

zuzuleiten.  

Ich bitte Sie, die Vorlage gemäß § 36 Absatz 2 der Geschäftsordnung des Bundes-

rates auf die Tagesordnung der 1037. Sitzung des Bundesrates am 20. Oktober 2023 

zu setzen und eine sofortige Sachentscheidung herbeizuführen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Daniel Günther 
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Entschließung des Bundesrates 
"Planungsrechtliche Sonderregelungen zur Schaffung von Unterkünften für 
Flüchtlinge oder Asylbegehrende - vorzeitige Verlängerung der Geltungs- 
dauern sowie Ausdehnung der Befristungsvorgaben in § 246 Absatz 8 bis 13 
und 14 bis 17 Baugesetzbuch" 
 
 
Der Bundesrat möge folgende Entschließung fassen: 
 
 

1. Der Bundesrat stellt fest, dass es nach wie vor nicht möglich ist, belastbar 
abzuschätzen, wie viele Menschen in der Bundesrepublik Deutschland fortan 
Schutz und Hilfe als Flüchtlinge ersuchen werden. Es findet weiterhin ein 
starker Zustrom von Flüchtlingen oder Asylbegehrenden statt. Dieser An-
drang ist mit vielfältigen Herausforderungen verbunden, die insbesondere 
den Zugang zu die Schaffung von ausreichend verfügbarem Wohnraum bzw. 
Unterkünften betreffen. Das stellt akut sämtliche Beteiligte auf allen staatli-
chen Ebenen vor anhaltend große Herausforderungen. Insoweit betroffen ist 
dabei insbesondere der kommunale Bereich. Die Kommunen kommen an die 
Grenzen der Kapazitäten für die Unterbringung der schutzsuchenden Men-
schen. 
 
Aktuell ist ein signifikanter Wandel in der Entwicklung des Fluchtgeschehens 
weder absehbar noch erwartbar. Deshalb sind mehr denn je rechtzeitige Wei-
chenstellungen und Vorkehrungen im Interesse berechenbarer rechtlicher 
Rahmenbedingungen für Unterbringungsmöglichkeiten notwendig. Dazu ge-
hört es mit dem Ziel einer zusätzlichen Unterstützung der Kommunen auch, 
die ab 2014 in § 246 Baugesetzbuch in Reaktion auf die Migrationsbewegun-
gen eingeführten flexiblen Sonderregelungen zur schnellen und unbürokrati-
schen Bereitstellung von Unterkünften weitmöglichst planungssicher auszu-
gestalten und perspektivisch auszurichten. 
 

2. Der Bundesrat fordert die Bundesregierung angesichts dessen auf, gegen-
über Kommunen und Länder in § 246 Baugesetzbuch die Dauer der Anwend-
barkeitsfristen der bereits bestehenden besonderen planungsrechtlichen 
Handlungsbefugnisse vorzeitig erneut zu verlängern sowie zugleich vorha-
benbezogene Befristungsvorgaben einschließlich ihrer Fristverlängerungs-
möglichkeiten und die Befristungsvorgaben für eine fortgesetzte bzw. er-
neute Zulässigkeitsbegründung zeitlich auszudehnen: 
 
Die Regelungen in § 246 Absatz 8 bis 13 und 14 bis 16 Baugesetzbuch ent-
halten verschiedene planungsrechtliche Sonderbestimmungen zur erleich-
terten Schaffung von Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende, de-
ren Zeitraum, bis zu dessen Ende im bauaufsichtlichen Zulassungsverfahren 
von diesen Vorschriften Gebrauch gemacht werden kann, jeweils bis zum 
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Ablauf des 31. Dezember 2027 beschränkt ist. Die Zeiträume dieser Anwend-
barkeitsfristenfristen sind vorzeitig jeweils bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2030 zu verlängern. 
 
Weiter weisen die planungsrechtlichen Sondertatbestände zur erleichterten 
Schaffung von Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende in § 246 
Absatz 12 und 13 Baugesetzbuch jeweils vorhabenbezogene Befristungsvor-
gaben von längstens drei Jahren sowie diesbezüglich jeweils entsprechende 
Fristverlängerungsmöglichkeiten auf. Dabei sind solche Fristverlängerungen 
im jeweiligen Regelungszusammenhang um weitere drei Jahre möglich, je-
doch jeweils längstens bis zum Ablauf des 31. Dezember 2030. Auch nach 
Ablauf der dreijährigen vorhabenbezogenen Befristungsvorgaben sind im je-
weiligen Regelungszusammenhang ferner Möglichkeiten für eine fortge-
setzte bzw. erneute Zulässigkeitsbegründung mit Befristungsvorgaben je-
weils auf drei Jahre gegeben, jedoch jeweils längstens bis zum Ablauf des 
31. Dezember 2030. Diese Befristungs- und Fristverlängerungsregelungen 
sowie Befristungsvorgaben für eine fortgesetzte bzw. erneute Zulässigkeits-
begründung sind jeweils auf mindestens fünf Jahre anzuheben, wobei hin-
sichtlich der jeweiligen Verlängerungsmöglichkeit sowie für eine fortgesetzte 
bzw. erneute Zulässigkeitsbegründung die längste Frist jeweils mindestens 
bis zum Ablauf des 31. Dezember 2035 zu erstrecken ist. 
 
Im Übrigen ist die Klarstellungsregelung in § 246 Absatz 17 Baugesetzbuch 
an die jeweilige Anwendbarkeitsbefristung bis zum Ablauf des 31. Dezem-
ber 2030 in § 246 Absatz 8 bis 13 und 14 bis 16 Baugesetzbuch entspre-
chend anzugleichen. 

 
 

Begründung: 
 
Länder und Kommunen unternehmen nach wie vor erhebliche Anstrengungen, 
um Flüchtlingen oder Asylbegehrenden auskömmlich Schutz und Hilfe gewähren 
zu können. Hierzu zählt ganz maßgeblich auch die Bereitstellung von Wohnraum 
bzw. Unterkünften für die Schutzsuchenden. Die diesbezüglichen Herausforde-
rungen sind angesichts der unablässig hohen Zahlen an Flüchtlingen oder Asyl-
begehrenden enorm. Verschärfend kommen gegenwärtig eine sowieso schon 
angespannte Lage auf dem Wohnungsmarkt und die vielgestaltigen immensen 
Probleme innerhalb des Bausektors hinzu. 
 
Derzeit ist nicht verlässlich prognostizierbar, wie viele Flüchtlinge oder Asylbe-
gehrende in der Bundesrepublik Deutschland künftig Schutz und Hilfe suchen 
werden. Zugleich müssen sich die Beteiligten auf allen staatlichen Ebenen darauf 
einstellen und vorbereiten, dass in nächster Zeit keine bedeutsame Reduzierung 
des starken Zustroms zu erwarten steht. Zumindest bleiben die Belastungen der 
vergangenen Schutzgesuche auch perspektivisch erhalten. Eine spürbare Ent-
lastung auf dem Wohnungsmarkt ist kurzfristig nicht absehbar. 
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Vielmehr erscheint sogar ein Anstieg der Zugangszahlen möglich. Insofern be-
nötigen vor allem die kommunalen Strukturen einerseits umfassende baupla-
nungsrechtliche Handlungsfreiheiten zur Schaffung von ausreichenden Unter-
kunftskapazitäten. Andererseits besteht bei den Kommunen unter anderem mit 
Blick auf die Vornahme von gemeindlichen Ausgabe- und Investitionsentschei-
dungen ein deutlicher Bedarf an zumindest mittel-, bestenfalls längerfristiger Pla-
nungssicherheit. Eine derartige Verbesserung der Planungssicherheit trägt unter 
den gegebenen Rahmenbedingungen in Zeiten strapazierter öffentlicher Haus-
halte außerdem zu einem effizienteren Mittleieinsatz aus Steuergeldern bei. 
 
Zwar beinhalten die planungsrechtlichen Sonderregelungen in § 246 Absatz 8 bis 
17 Baugesetzbuch im Grundsatz ein umfängliches Instrumentarium zur verein-
fachten Schaffung von Unterkünften für Flüchtlinge oder Asylbegehrende. Aller-
dings hindern die derzeitigen gesetzlichen Anwendbarkeitsfristen sowie vorha-
benbezogenen Befristungsvorgaben einschließlich ihrer Fristverlängerungsmög-
lichkeiten und die Befristungsvorgaben für eine fortgesetzte bzw. erneute Zuläs-
sigkeitsbegründung in § 246 Absatz 8 bis 13 und 14 bis 17 Baugesetzbuch die 
Kommunen, auf Basis dieser Rechtsgrundlagen dringend benötigte Unterkünfte 
mit einem zeitlich hinreichenden Maß an Planungssicherheit zu realisieren. Die 
Stärkung der Planungssicherheit ist insofern dringend erforderlich. 
 
Zuletzt sind die Vorschriften in § 246 Absatz 14, 16 und 17 Baugesetzbuch im 
Zuge des Gesetzes zur Änderung des Energiewirtschaftsgesetzes zur Einfüh-
rung von Füllstandsvorgaben für Gasspeicheranlagen sowie zur Änderung von 
§ 246 des Baugesetzbuchs vom 26. April 2022 (BGBl. 2022 I Nr. 14 S. 674) und 
in § 246 Absatz 10 bis 13 und 14 bis 17 Baugesetzbuch durch das Gesetz zur 
Stärkung der Digitalisierung im Bauleitplanverfahren und zur Änderung weiterer 
Vorschriften vom 06.07.2023 (BGBl. 2023 I Nr. 176) geändert worden. Doch 
diese Gesetzesnovellierungen haben die gesetzlichen Voraussetzungen in § 246 
Absatz 8 bis 13 und 14 bis 17 Baugesetzbuch nicht im jetzt erforderlichen Umfang 
angepasst. 
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